
Birgit Schmidt am Busch 
Die Kriegsverbrechen an Frauen Inl 
Jugoslawienkonflikt 
- Möglichkeiten und Grenzen ihrer Verfolgung durch 
den Internationalen Strafgerichtshof -':-

J. Die Forderung nach einer .juristischen Intervention« 

Im Jugosl awienko nflikt wurden massenhaft Kriegsverbrechen an Frauen und Mäd­
cnen begangen . Während von allen kriegführenden Parteien die Frauen des Kriegs­

gegners vergewaltigt wurden, setzten die bosnischen Serben - und dies ist 
inzwischen hinreichend belegt' - Vergewaltigungen von Frauen zielgerichtet als 
Kriegswaffe ein. Die Verbrechen an Frauen waren Kriegstaktik, um Land zu er­
obern, dienten somit der ethnischen Säuberung der vo n den Serben beanspruchten 

Gebiete. 
Vi ele Frauen und Mädchen wurden in ihren Häusern und Wohnungen vergewaltigt. 
Aber auch öffentlich auf Marktplätzen wurden Frauen vor den Augen anderer miß­
handelt, um die Bevölkerung zu terrorisieren und in die Flucht zu treiben. Nicht alle 
überlebten.' In sog. Bordell-Lagern wurden Frauen über Wochen und Monate ver­
gewaltigt, gequält und geschwängert, und erst in fortgeschrittener Schwangerschaft 

entlassen, so daß sie gezwungen waren, die Kinder auszutragen.' In der Öffentlich­
keit weitgehend untergegangen ist, daß Vergewaltigungen zum Teil auf Video 
aufgenommen wurden. Viele so lcher Aufnahmen wurden zu Propagandazwecken 
hergestellt: Vergewaltigungen wurden gefilmt, um sie dann in den Bildmedien als 
Taten der Kriegsgegner auszugeben - das Material wurde insoweit manipuliert . Dar­
über hmaus dienten diese Videoaufnahmen auch zur Unterhaltung der Truppen, 
deren .Kampfmoral .. auf diese Weise verbessert werden sollte' 

Bislang nicht geklärt ist, inwieweit UNPROFOR-Soldaten - also Soldaten der dort 
angesiedelten UN-Friedenstruppen - Verbrechen an Frauen begangen haben. 
Flüchtlingsfrauen behaupten , daß einige von ihnen unter Waffengewalt von den Ser­
ben zur Zwangsprostitution mit UN-Soldaten gezwungen worden seien.! 

(- Fur :l.ilh lrelchc anregende Gcsprachc danke ich Ulrikc Bumke. Sabinc R~~clin unJ gan7. besonders Mari­
lnne ßrcithaupt. Vgl. ferner R~mhard MtZrx, Aue dem \X:cJ; zum pcnnancllccn Internationalen Straftribu­

n,I?, KJ '994, )58. 
1 Vgl. 7.. B. den -Reporc on the Situation of Human Rights in the Terrimry of (he Former Yugoslavia«, 

vorgdegt am 10. F(·bru.lr 199.\ von Tadcllsl. Mazowlecki, Sonderbcr ichttrstattrr dt r Mcns l.:h("nrechL~ korn­

mission. ElCN.4/1993/ so, S. 19. 
, Ebd . 
J Über diese Vcq;cwaltigun&:.lager berichtet Suglmayc>r, VergewJltlgungen in Bosnien-Herzegowina, in: 

Suglmayer (Hrsg.). J,.·bss(·n .... trg(·w1Itlgung - Krieg gegen die Fraul:n, 1993. S. 154 H., :1ufgrund 'Yon Inter­
views mit betroffenen Frlucn. 

4 Naher d,lzU MacKmnotl. Turning, Rapc into Po rnogr.tphy : Postmudern Gcno.:;.idt·, Ms .• Juli /August 199}. 
s. '4 Ir. 
Solche AnschuldigunGen wurden allf ~' incr offentlichen Veransl::drung der RCJ;lOnalgruppe Munchen/SiJd­
b.1vl.:m dl.:s OeUischen JuriSC\llnel1bulIJc;" und Munchner Frauenstudien t·. V. olm 2O. Junl 1994 in Munchen 
gcau~erl. Ubl'r clilSprcclH:nde VOr'\Vüde VOll bOS01~cher SeHe gegen den ON-General Lc:wis M:u;Kt'n7.ie 
benchten di (." GRÜNEN im Landtag :-':ordrhcin-\XIesthlen, Sonderinfo: Krieg gegen Frauen (ohne Da­
rum ). Bei fruhc ren Einsätzen von UN-fricdcnslruppcn ist es zu solchen ÜbergriJ(cn gekommen, vgl. die 
Nachweise bei Chmkm. R<.lpe 3nd Sexual Abuse oi Wornen in Inlern31ional Law, EJlL 1994. S.326 
Fa. J. 
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2 Als die im Jugoslawienkrieg zielgerichtet eingeset%ten Massenvergewaltigungen und 

Zwangsschwangerschaften Ende 1992 einer breiten Öffentlichkeit bekannt wurden, 
lösten diese Verbrechen weltweit Empörung aus. Die Reaktionen waren unterschied­
lieh: Verstärkt wurde eine militärische Intervention gefordert, um die Greueltaten an 
Frauen so schnell wie möglich zu unterbinden. Vor allem Frauen- und Flüchtlings­
verbände sowie Menschenrechtsvereinigungen bestanden auf einer gerichtlichen 
Verfolgung der Täter', d. h. forderten eine »juristische Intervention«'. Vergewalti­
gungen sollten als Kriegsverbrechen geächtet und die Täter einer gerechten Strafe 

zugeführt werden. 
An diesem Punkt zeigte sich, daß die internationale Staatengemeinschaft weitaus 
besser auf militärische als auf juristische Interventionen vorbereitet war. Während 
mit der NA TO und WEU Strukturen für ein militärisches Eingreifen zur Verfügung 

standen, gab es auf internationaler Ebene im Grunde kein geeignetes rechtliches 

Instrument zur Ahndung und Verfolgung von Kriegsverbrechen. Darüber hinaus 
wurde deutlich, daß das materielle Völkerrecht Kriegsverbrechen an Frauen - wie 
Frauenrechte allgemein - weitgehend ignoriert hatte B 

Der Internationale Gerichtshof (IGH) in Den Haag konnte insoweit nicht genutzt 
werden, da er nach seinem Statut nur zwischenstaatliche Streitigkeiten entscheidet..9 

Vor diesem Gericht erhob Bosnien-Herzegowina im März 1993 Klage gegen (Rest-)­
Jugoslawien auf Unterlassung der Völkermordhandlungen gegen die moslem ische 
Bevölkerung Bosniens. Der Gerichtshof wies im Wege vorläufiger Maßnahmen Ju­
goslawien an, Völkermordhandlungen zu unterbinden, sofern diese begangen wür­
den, und vermied es, die Verbrechen als solche zu charakterisieren.'o Im Gegenzug 

beantragte Jugoslawien vor diesem Gericht die Unterlassung vOn Völkermordhand­
lungen durch den bosnischen Staat. Der IGH wies diese Klage ab und bestätigte 

lediglich seine frühere Entscheidung." Ho/lweg" sieht darin eine rein »moralische 
Unterscützung« durch den IGH. Tatsächlich ist wegen der politischen Brisanz mit 
einer endgültigen Entscheidung vorläufig nicht zu rechnen. Auch sind Zweifel ange­
bracht, ob die Strukturen des IGH für die Bewältigung dieses Falles ausreichen 

werden. 13 

Einen internationalen Strafgerichtshof, vor dem einzelne Täter wegen Kriegsverbre­
chen zur Verantwortung gezogen werden können, gab es nicht. Genauer muß man 
sagen: immer noch nicht. Dabei hatte es an entsprechenden Initiativen zur Einrich-

6 Siehe 1... B. van BlokLtmd, Vergewaltigung in Kriegszejlen - Vorarbeiten (ur {'in Internationales Tribunal, 
STREIT 2./94, S. 91-94, ubcr Initiativen in den Niederlanden. 

7 Dieser Begriff stammt von Roggemanrl, Der Internationale S(ra rb~ rjch{shof der Veremten N:'l.tionen von 
199} und der Krie~ Md dem Balkan, Bcrlm 1994, S. 32. Er soll 7.um Ausdruck bringt:n, daß die mterna­
[Lo n:1Ic St:t:ltcngclnl'imchah ICl l.ilich keine Kompcren:t l.,ur Strafgewalt hat, da die Strafgewalt u ntrall'r 
Bestandt'eil der Staatsgcwalt ist. 
Als Reaktion auf die schweren Kriegsverbrechen an Frauen im Jugoslawlenkneg wurde die weitgehende 
Nichtbeachtung von Frauenrechten im Volkerrechr auf der Wiener Menschenrcch rskonferen7~ im Som­
mer J99} von f' r;\Uenvereinibullgt:n zum erSten Mal umbssend zur Sprache gebracht. Zu den Ergebnissen 
Siehe S"lJJVan, Women'::. Human Rights and the 199} World COnfer l' ll Ce on Humall Rights, AjIL 1994, 
S. 15> 11. 

9 Vgl. A". J4 des IGH-Statut< (BGBI. , 973 11, S. 505)· 
10 C.u e Concerning Applic:uion of [he Convcntion on [he Prcvention iln d Punishment of thc Crimc of 

Gcnoclde ( BOSnIil and Herzeg owma v. Yugosltl'IJla (Serb/a and rHolltellegro») , Request for the IndLcalion 
of Provisional MClsurcs, 199} JCj ReporlS. 

11 Beschluß vom IJ.September 199} . 
12. Hollwi.'g, Das neue inlernatlonale Tribunal dcr UNO und der Jugosbwio.:nkonHikt, JZ 199J, S.980, 

988 . 
IJ In dLese RIchtung auch rHtllson, Les ordonnanccs de la CIJ dJ.ns l':l.flaire reb[ive i I'applic:uion de Ja 

C:onvcntion sur 1.1 prcvention l'l b rern:s~ion du crime de gcnocidt.', E.lJI. 1994. S. }8}, 4co, dic Grenzen 
Jo..:s GrundsJtZl':; der St;laten\"crantwortlichkclt im Hmblick auf da~ Vi.:rbrechcn r,Volkeonord", auf~ 

zeigt. 
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tung eines permanenten internationalen Strafgerichtshofs nicht gefehlt .... So kam 
lediglich die Ahndung der Kriegsverbrechen durch nationale Gerichte in Be­

tracht. 
Unter dem Druck der Öffentlichkeit beschloß der SicherheitSrat der Vereinten Na­

tionen daher kurz.fristig die Einrichtung eines ad hoc Strafgerichtshofs zur Verfol­
gung der schweren Verbrechen im früheren Jugoslawien". Der Sicherheitsrat berief 

sich dabei auf Kapitel VII der UN-Charta und rechtfertigte die Errichtung des ad 
hoc Tribunals als »Beitrag zur Wiederherstellung und Aufrechterhaltung des Frie­

dens«. Mit dieser Begründung nahm er die Schaffung eines VölkerstrafgerichtShofs 
aus eigenem supranationalen Recht als friedenssichernde Maßnahme in Anspruch, 

die eben nicht mehr auf die Zustimmung einzelner Staaten angewiesen war. Damit 
wurde Neuland betreten. Die heftigen Diskussionen über die Rechtmäßigkeit der 

Rechtsgrundlage· 6 belegen, daß es sich bei dieser Vorgehensweise um eine - wenn 
auch nicht ungeschickte - Hilfskonstruktion im Rahmen des UNO-Systems han­

delt. 
Wenige Monate nach dem Sicherheitsratsbeschluß wurden ein Ankläger und das 
Richterkollegium - darunter nur zwei Frauen: Gabriellc Kirk McDonald aus den 

USA und Elizabeth Odio Benito aus Costa Rica - benannt. Als erSte AmtShandlung 
verabschiedeten die Richterinnen und Richter eine Verfahrensordnllng, die im ein­
zelnen die prozessualen Regeln festlegt und da.her von großer Bedeutung sein wird . '7 

Im übrigen ist der GerichtShof über die Durchführung von Ermittlungen in wenigen 

einzelnen Fällen noch nicht hinausgekommen.· 8 

Die Errichtung des ad hoc GerichtShofs ist gerade von Frauenvereinigungen sehr 
begrüßt worden. Sie gehen davon aus, daß aufgrund der Prozesse vor dieser interna­
tionalen Institution die Verbrechen an Frauen im Krieg endlich zur Kenntnis 

genommen werden, nachdem in den Nürnberger und Tokioter Prozessen die 
massenhaften Vergewaltigungen von Frauen nicht oder so gut wie nicht zur Sprache 
kamen. Die amerikanische Rechtsprofessorin Catherine MacKinnon, eine der be­

rühmtesten Frauenrech tlerinnen der USA, sagte bereits im Frühjahr 1993 mehreren 
betroffenen kroatischen und moslemischen Frauen ihre Unterstützung während der 
Gerichtsverfahren zu." 

Doch scheint insoweit Skepsis angebracht. Schon jetzt muß bezweifelt werden, ob 

dieser Gerichtshof - vor a\.lem in seiner jetzigen Struktur - tatsächlich in der Lage 
sein wird, die Kriegsverbrechen an Frauen angemessen juristisch zu bewältigen. W 

Dieser Artikel will nachfolgend darlegen, daß die Möglichkeiten des Gerichtshofs 

bei der Aburteilung von Vergewaltigungen, Zwangsprostitution und Zwangs­
schwangerschaften von vornherein sehr begrenzt sind. Zum einen ist diejurisdiktion 

14 Schon 19S j legte die von der UNO lns Leben gerufene Imcrn.:l.tlonal Law Commission (ILC) den 
Entwurf eines Statuts (ur einen Internationalen Strafgcrichcshof .... or, der in den folgenden 7.:W .lnzig Jahren 
von der Generalvcrsnm.mlung immer Wieder 7.urückgc:$ telh ,vurde. Ebenso crarbeit(-'ten wissenscbaftliche 
Organis.ltioncn wie die International Law AS50clation und die Association IntcrmltLonah .. De Droit Penal 
Vorschlage fur t:lOcn permanenten Slr;lfgerielushof. 

I S SR· Resolution 817 vom 25· Mai 1993. die Bezug nimmt auf die Resolution 808 vom 22 . FcbruM 1993. Als 
Anl::age cmhaIldie Resolution das Statut des Internationalen Str;lfgcrichcshofs. Deut.sche bersetl.ung in: 
EA 1994. S. D89. 

16 Hol/weg (Fn.12.). 5.981; GraeJrarh. Jugoslawicntribunal - Präzedenz,fall trOtz. frilgwurdlgcr Rechts­
gnllldlage, Neue JUStl7. '993.5.433' 

17 Rulcs of Proeedure and EVldel'lcc vom 11. Februar 1994. abgedruckt in: HUllIan Rights Lllw Journal 
1994. S. }8. z.ulclZ[ geanden 3m 4.0klOber 1994. al s Anh;\ng beigefügt bei: Roggem""n (Fn.7) . In 
deutScher Sprache liegt bislang offiZiell keine Version vo r. 

18 Als eint:' der ersten Amtsh3I1dlungen ersuchtc der Gcrichl.$hof Deut,schland um die Auslicf~rung des in 
Munchen inhaftierten Serben Dusco Tadic. vgl. t~z. vom 9. November 1994. S. 8. 

19 Off our back.!;, Februar 199}. S. } und 21. 

20 Vorsichtige Bedenken außen auch Chmkm (Fn . s). S. ))6. 

J 
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4 des Gerichtshofs in bezug auf diese Verbrechen beschränkt. Da der Gerichtshof 
gemäß seinem Statut - wegen des Grundsatzes nullum crimen sine lege richtigerweise 
- nur bestehendes Völkerrecht anwenden· kann, muß er auf eine Rechtsordnung 
zurückgreifen, die Frauenbelangen kaum Rechnung trägt. Zum anderen muß mit 
enormen verlahrensrechtlichen Problemen gerade bei der Aburteilung der Vergewal­
tigungen gerechnet werden. 

1I. Zur begrenzten Jurisdiktion des Gerichtshofs 

[. Zur sachlichen Zuständigkeit 

Das Stawt" legt - wie schon angedeutet - keine Strafbarkeit leSt, sondern verweist 
auf bestehende gewohnheitsrechtliche Normen des Völkerrechts. Art. I des Staturs 
umschreibt die strafbaren Handlungen generell als "schwere Verstöße gegen das hu­
manitäre Völkerrecht«, die in den Art. 2-5 des Stawts in vier Tatbestandsgruppen 
eingeteilt werden: 

schwere Verletzungen der Genfer Konventionen von 1949 
- Verstöße gegen die Gesetze und Gebräuche des Krieges 

Völkermord 
- Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 
Aus diesen Normen läßt sich keine klare, unbestrittene Strafbarkeit für Vergewalti­
gungen, Zwangsprosritution und Zwangsschwangerschafren im Krieg entnehmen. 
Daß es an einer eindeutigen Strafbarkeit für diese Verbrechen fehlt, zeigen aHein die 
zahlreichen Aufsätze zu dieser Frage", insbesondere von Meron'l und Chinkin". 
So schreibt Chin.kin selbst: "Unfortunately, in these doeuments the position with 
respect tO rape is alnbiguous.«lS 

a) Vergewaltigungen als schwere Verletzungen der Genfer Konventionen? 

Art.2 des Staruts, der im wesentlichen den gleichlautenden Art. 130 des IIJ. GenIer 

Abkommens" und Art. 147 des IV. Genler Abkommens" nachgebildet ist, nennt 
als schwere Verletzungen der Genler Konventionen u. a.: vorsätzliche Tötung; 
Folterung oder unmenschliche Behandlung einschließlich biologischer Versuche; 
vorsätzliche Verursacbung großer Leiden oder schwere Beeinträchtigung der kör­
perlichen Unversehrtheit oder der Gesundheit; reclmwidrige Verschleppung oder 
rechtswidrige Verschickung; rechtswidrige Gefangenhaltung; Geiselnahme. Die 
Vergewaltigung von Frauen und Mädchen ist gerade nicht a.ls schwere Verletzung 
aufgeführt, obwohl Art.27 der IV. Genfer Konvention vorsieht, daß »Frauen 

21 Fundstetlc- siehe Fn. q. 
22 Z. B. \'l1:dlwf:ber, VcrgcwalLigung .. ls Waffe und da.~ Kriegsvolkcrrccht, KJ 199J, S. [79; hscher, Grund­

lagen der volkerstr..Urcchtlicht n Verfolgung von Vcrt;;i..'walttgungcn im bosnischen Kw~g, S ... F, Vienel­
JahresschriJ( rur Sicherheit und Frieden 199J, S. 71. 

2J Meron, Rape l S a Crime uoder In(ernaüon<111 fllm<1nit:m ;1II law. AJIl 199J, S. 424. 

24 Stehe Fn . 5. 
'! Ebd., S. ))J. 

26 I (I. Genfcr Abkommen ubcrdic Bchandlung der Kricgsg:ef:mg~nen vom 12. August 1949, ßGBl. T9S4 If. 
S.8)8. 

17 lV. Genfer Abkommen z.uffi SchUlze von Zivilpersonen 10 Krichs'lciten vom 12. August T949. BGBI. 
'9H 11, S·9'7, beL '956ll, S. '586. 
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besonders vOr jedem Angriff auf ihre Ehre und namentlich vor Vergewaltigung, 
Nötigung zur gewerbsmäßigen Unzucht und jeder unzüchtigen Handlung« zu 
schützen sind. 
Meron's ist der Auffassung, daß die Verbrechen an Frauen jedenfalls unter den Tat­
bestand der vorsätzlichen Verursachung großer Leiden oder schweren Beeinträchti­

gung der körperlichen Unversehrtheit und Gesundheit fallen. Dabei gesteht er zu , 
daß man nur im Wege einer weiten Auslegung zu diesem Ergebnis kommt." Weiter 
schreibt er: .Surely rape - in certain circumstances - can also rise to the level of such 
other grave breaches as torture or inhuman treatment. ,,;O Er will also nur unter 

besonderen Bedingungen eine Vergewaltigung mit Folter und unmenschlicher Be­
handlung gleichstellen. Vergewaltigung ist demnach nicht an sich schon »unmensch­
liche Behandlung •. 
Zu bedenken ist - und das wird einfach übersehen -, daß der Internationale Ge­
richtshof die Massenvergewaltigungen nicht in ihrer Gesamtheit, sondern die Taten 
einzelner zu beurteilen hat. Im Einzelfall wird u. U. - wie die Argumentation Me­

rons zeigt - die Gleichwertigkeit einer Vergewaltigung mit den genannten schweren 
Verletzungen der Genfer Konventionen verneint. Es ist davon auszugehen, daß die 

»einfache« Vergewaltigung gerade nicht erfaßt ist.!' 

b) Vergewaltigungen als Völkermordhandlungen ? 

Art. 4 des Statuts lehnt sich an die Völkermordkonventinn" an und definiert Völker­

mord als jede der folgenden Handlungen, die in der Absicht begangen wird, eine 
nationale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppe als solche ganz oder teilweise 
zu zerstören: 
a) Tötung vOn Mitgliedern der Gruppe; 
b) Verursachung von schwerem körperlichem oder seelischem Schaden an Mitglie­
dern der Gruppe; 
c) vorsätzliche Auferlegung von Lebensbedingungen für die Gruppe, die geeignet 
sind, ihre körperliche Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen; 

d) Verhängung von Maßnahmen, die auf die Geburtenverhinderung innerhalb der 
Gruppe gerichtet sind; 
e) gewaltSame Überführung von Kindern der Gruppe in eine andere Gruppe. 
In der Literatur wird argumentiert, daß masscnhafre und systematische Vergewalti­
gungen von Frauen und Mädchen unproblematisch unter diese Definition fallen.)) 

\f/ingl M erchanH halten insbesondere die letzten beiden Varianten für gegeben: Nach 
islamischem Recht werde ein Kind nur als Moslem geboren, wenn der Erzeuger 

Moslem sei . Das bedeute, daß die Kinder, die aus der Vergewaltigung moslemischer 
Frauen durch orthodoxe Serben srammten, keine Moslems seien. Der massenweise 
Versuch, moslemische Frauen durch orthodoxe Serben zu schwängern, müsse des­
halb als eine Maßnahme angesehen werden, die auf die Geburtenverhinderung 

.8 Fn. ') , S. 4.6. 
'9 F.hd. 
)0 Ebd. 
]1 Di('sc Gefahr "'lcbt an ,mdercr Stelle letztlich doch ~lU(l; Maon. W:tr Crillll· 'S i,n Yugoslavia and the 

Develtlpment of International Law) AJlI, 1994, S. 73,84_ 
)1 Konv~nt·ion uber die V~rhi.Jrung und Bestrafung des Volkcrmordcs vom 9. Oe7.Cmber 1948, BGBI. 1954 

ll, S. 7)0. 

)) Chlnkm (Fn. s), S. )JJ. 
J4 Wmg /Me7"chan, Rape, E[hnlcllY and Cuhurc: Spinl lnjury From Bosnia to ßlack Americ.a, Columbia 

Human Rights Law Revie .... ' 199 • p_ 1.18 H. 

5 
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6 innerhalb der Gruppe gerichtet sei und durch die die Kinder der geschützten Gruppe 
in eine andere Gruppe überführt wü rden . 

Kaum erwähnt aber wird, daß den Tätern die Absicht nachgewiesen werden muß, die 
Gruppe ganz oder teilweise zerstören zu woLlen. Chinkin" geht in ihrer Untersu­

chung mit keinem Wort auf dieses Erford ernis ein. Gerade aber an dem N achweis 
dieser Absic ht dürfte es in vielen Einzelfällen scheitern. Die Täter werden vortragen, 

sie hätten nicht die Absicht gehabt, die moslemische Bevölkerung in Bosnien auszu­

rotten, sondern hätten lediglich die Menschen in den von ihnen beanspruchten 
Gebieten durch ihre Taten in die Flucht treiben wollen.,6 Tatsächlich hat diese Stra­

tegie den Begriff »ethnische Säuberung« geprägt. J7 

Die Völkermordkonvention, auf die das Statut des Gerichtshofs zurückgreift, wurde 

'949 unmittelbar unter dem Eindruck der Judenvernichtung vereinbart. Schon seit 
langem steht fest, daß die dort niedergelegte Definition des Völkermords zu eng 

gefaßt ist. 's Die Konvention findet letztlich nur auf die Fälle Anwendung, in denen 
die Vernichtung eines Volkes öffentlich angedroht wird. Sie ist damit überholt, da 

heute niemand mehr entsprechende Absichten zugeben, geschweige denn wie im 

Dritten Reich schriftlich festhalten wird. Völkermord findet heutzutage weitaus raf­

finierter statt, wie der Jugoslawienkrieg beweist. 

c) Vergewaltigungen als Verbrechen gegen die Menschlichkeit? 

Art. 5 des Statuts erfaßt schließlich in Anlehnung an Art. 6 des Nürnberger Statuts 

die Verbrechen gegen die Menschlichkeit, wenn sie gegen die Zivilbevölkerung ge­

richtet sind. Im einzelnen werden in dieser Bestimmung genannt Mord, Ausrottung, 
VerskJavung, Deportierung, Freiheitsentz iehung, Folter, Vergewaltigung, Verfol­

gung aus politischen, rassischen und religiösen Gründen sowie andere unmenschli­
che Handlungen. Vergewaltigung ist somit - anders als im Nürnberger Statut -

explizit aufgeführt. 

Allerdings sind Zweifel am gewohnheitsrechtlichen Charakter der Verbrechen gegen 

die Menschlichkeit wegen mangelnder Staatenpraxis nie verstummt,J' und tatsäch­

üch ist seit den Nürnberger Prozessen in ganz wenigen Fällen die Verurteilung von 

Kriegsverbrechern auf der Grundlage der Verbrechen gegen die Menschlichkeit er-

J! (Fn. !J, s. JJ). 
}6 So auch Wt'bb. G(.'nocldc Trc3fY - EthnLC Cle;msing - Substantive :md Procedural Hurdles Ln Ihi! AppIL­

cation of thc Gcnocidc Convention tu Allcgl:d CrWIC$ In the l;ormer YugosLwia, Georgia Journal of 
ImernatLOnaland Comparauve Law 199J, S. J77. 4ClO-40}. der wenig uberzeugende Hilfskomtruktloncn 
3nbiet~t, um das Vorlicj:;cn der geforderten Absicht zu belegen. ZusatzhdH! Bcweisschwil.'rigkeitl.'n dud­
um auftauchen. wenn c'S d,uum geht, Persontn der untaen MilitJrhil'rarchie die C'nt.sprechende Absicht 
nachzuweisen. vgl. O'Bnen, The Int ernational Tribun;a.1 Pur Violations of Lnlcrnational llumanit:uian 
Law In the Former Yugosla\'ia, AJIL 199).5. 6)9.648, sowie Oellen·Frahm, D.u Statut dl·\ Inrernatto· 
nalen Strafgericht.Shofs zur Verfolgu ng von Kriegsverbrechen im ehemaligen Jugosla.wlen, 7.loR V 1994, 
S .. p6, 424 . 

37 Vgl. die Ddinitlon von t"thnischer Sauberung bei Pel-ruvlc, Ethnic Cleansing - An Atlempt:lt Me\bodo­
[ogy, EJIL '9% S. 34', J 44 ff. 

38 Die Um.ulangltchkeit der VeilkermordkonvenLion zeigte sich im Fall der Ureinwohner Brasiliens, deren 
Lebensgebiete zum Zwecke der A.nslC:,dlung von Onschaftcn in Besitz genommen wurden. Der VN · 
Venrcter Brasilums entgegnete auf die ciffendichcn Vorwudc: .. The cnmes commiued ag:unst [he Bra z.i· 
lian population canno( bc chamch.'ri1.ed as gcnocidc, sinct (he cnminal partit:.·s invol"cd never elirnlnalcd 
the Indl;ms .\s an edlllic group cr cultural group. Henet there was laeking [he special malice or motivation 
nt.--cessa ry co charaCierizc the occurencc of gcnoclde. Thc crimes in question were committed for exclu· 
sively economic reJsons. ehe pcrpl'trators h3.\.'ing aCled solely LO take possession ur lhe lands of lhcir 
vH:tinu. - Zil.Jt entnommen aus: Kupa, The Preventlon of Gcnocidt. 1985. S. I). 

)9 Hol/weg (rn. ,,), S· 986. 
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folgt N Problematisch ist vor allem, daß gerade in bezug auf den Tatbestand der 
Vergewaltigung keine Präzedenzfälle vorliegen, zumal Vergewaltigung im Nürnber­
ger Statut nicht erwähnt wurde. Der Gerichtshof wird daher nicht umhin können, 
sich wegen der GeinlOg des Legalitätsgrundsatzes mit dieser Problematik auseinan­
derzusetzen. 
Darüber hinaus dürfte bei der Anwendung di eser Statutsbestimmung die Frage rele­
vant werden, wann eine Vergewaltigung im Rechtssinne vorliegt. Ein Blick in die 
nationalen Rechtsordnungen zeigt. daß es keine allgemein gültige Definition gibt. Im 
deutschen Recht z. B. fällt unter Vergewaltigung im Sinne des § '77 StGB nur der 
Beischlaf, nicht dagegen andere sexuelle Handlungen des Täters. Welehe Definition 
müßte der Gerichtshof zugrunde legen? Ist sexuelle Nötigung, wie in Art. '78 StGB 
geregelt, ebenfalls vom Tatbestand des Art . 5 des Statuts erfaßt? Zahlreiche andere 
Fragen werden zu entscheiden sein, wie z. B. die Frage, wann Gewalranwendung 
vorliegt. Hier besteht die Gefahr, daß die in den nationalen Rechtsordnungen veran­
kerten »männlichen« Vorstellungen" übernommen werden" 

2. Zur personellen Zuständigkeit 

Die personelle Zuständigkeit erstreckt sich gem. Art. 6 und 7 des Statuts auf natür­
liche Personen, ohne Rücksicht auf ihre Amtsstellung. Demnach können - theore­
tisch - sämtliche Personen der kriegführenden Parteien, einschließlich der Staats­
und Regierungschefs vor den Internationalen Strafgerichtshof gestellt werden. Nicht 
klar ist, ob auch UN-Soldaten - sofern sich die Behauptungen gegen sie bestätigen­
vor dem Gerichtshof zur Verantwortung gezogen werden können. 
Die Beantwortung dieser Frage hängt genau genommen davon ab, ob die UN­
Soldaten an das humanitäre Kriegsvölkerrecht gebunden sind, da der Legalitäts­
grundsatz auch für sie gelten muß. Die Frage nach der Geltung des Kriegsvölker­
rechts bei Ei.nsätzen der UN-Friedenstruppen ist jedoch ungeklärt.· l Da die 
Vereinten Nationen den Genfer Konventionen ferngeblieben sind, kommt lediglich 
die Anwendung VOn Völkergewohnheitsrecht in Betracht. Während z. T. die Geltung 
des Kriegsvölkerrechts für die .. soldiers without enemies« abgelehnt wird", bejahen 
andere vorsichtig eine Bindung der UN-Friedensstreitkräfte an das Kriegsvölker­
recht, sofern es seinem Regelungsgehalt nach anwendbar ist" 
Wiederum wird deutlich, daß das Völkerrecht den heurigen Entwicklungen .. hinter­
her hinkt •. Immer öfter sind UNO-Truppen unmittelbar in Kriegshandlungen 
involviert. Auch für sie müßte eindeutig das Kriegsvölkerrecht gelten. Wegen dieser 
"Unklarheit .. bleibt offen, ob auch ein UN-Soldat wegen seiner Taten vor den Inter­
nationalen Gericbtshof gestel.lr werden kann oder ob er allein nach VN-Dienstrecht 
- unbeobachtet von der Öffentlichkeit - zu bestrafen ist. 

40 TomHsrhar., EIn lmcrnationulcr Strafgcnchtshof als Element eincr \'V'e1lf ricdt'nsordnung, EA [994. S. 61, 
65. h ~t d:.ahcr Zweifel, ob ein e- $0 weitrclchende individuelle Strafbarkeit ;1n~Cnomme(l werdr.n kann . 

41 N3hcr hicr:t.u ]_. 8. die b.naJlschc Untersuchung von Boyle l-l,a., A F("ml~i ~ t Rl'\'i~w of Crim:n:tl L;lW. 
'9 85. 

42 Zur Problem:mk der Einwilligung bei Vergcwaillgung siehe unten. 
4} Boche, fncd clUcrhah('n(k' M .. Hnahmcn, Rdnr. 77 f.. in: Sunma (Hr~l~,), Ch:tna der Vereinten N.\Iloflt:n, 

Kommenl:lr, 1991. 
4-4 Ff1bulrI, Soldicrs without EnclTucs - Prepa!"ing [he Unit t'd Nauons for Pcacekccp,ng, 1971. 
45 80th< (Fn. ~J), Rdnr·78. 
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8 ll. Zu den verfahrensrechtlichen Problemen 

Das größte verfahrensrechtliche Problem ist zwei.fellos der mangelnde direl<te Zugriff 
des Gerichtshofs auf die beschuldigten Verbrecher, die nicht in Abwesenheit verurteilt 

werden dürfen. Trotz eines gegenteiligen Vorschlags der französischen Regierung'· 
einigte man sich darauf, keine Abwesenheitsverfahren durchzuführen. Diese Ent­
scheidung wird allgemein als richtig angesehen", da Abwesenheitsverfahren leicht 
den Anschein von Schauprozessen erwecken'! und der Gerichtshof zu einer reinen 

.. moralischen Instanz« .. verkommen« könnte . Da nicht damit zu rechnen ist, daß die 

kriegführenden Staaten ihre eigenen Staatsangehörigen ausliefern werden - am 
Ende müßten sich die Regierenden selbst dem Gerichtshof überstellen! -, ist dieser 
darauf angewiesen, daß einzelne Staaten die in ihrem Hoheitsgebiet gefaßten Täter an 
ihn ausliefern . Viele Staaten müssen insoweit aber erst einmal- wie die Bundesrepu­

blik" - ihre Rechtsordnungen ändern, um d.ie Auslieferung an eine internationale 

Instanz zu ermöglichen. Am Ende werden es nur wenige sein, die sich vor dem 
Gerichtshof verantWOrten müssen, aber immerhin dürften die Verfahren viele Täter 
davon abhalten, sich ins Ausland zu begeben. 

Die Durchführung der Verfahren wird - und darauf ist schon oft hingewiesen wor­
den so - zahlreiche Probleme aufwerfen. Bei der Aburteilung der Vergewaltigungen 

und Zwangsschwangerschaften werden wegen des besonderen Charakters dieser De­
likte zusätzliche Probleme auftreten.!' Die mit Blick auf die zu erwartenden 

Schwierigkeiten in die Verfahrensordnung aufgenommenen Vorschriften sind nicht 
unproblematisch. Sie stellen bisweilen einen eher schlechten Kornprorniß zwischen 
rechtsstaatlichen Pr;nzipien und den Belangen der Opfer dar. 

I. Ausreichender Schutz der Opfer und Zeuginnen? 

Regel 75 der Verfahrensordnung sieht in Ausführung von Art. 22 des Statuts beson­
dere Maßnahmen zum Schutz von Opfer und Zeugen vor, die vor allem für 

Vergewaltigungsopfer gedacht sind. Danach kann das Gericht- auch auf Antrag des 
Opfers oder der Zeugin - folgende Maßnahmen anordnen: Maßnahmen zur Verhin­

derung der Offenlegung der Identität oder des Aufenthaltsorts der betreffenden 
Person an die Öffentlichkeit oder die Medien, wie z.. B. den Einsat', bild- oder 

stimmverändernder Techniken; den Ausschluß der Öffentlichkeit bei der Verhand­

lung; angemessene Maßnahmen zur Erleichterung der Aussage gefährdeter Opfer 
und Zeuginnen, Z,. B, durch interne Fernsehübertragung. Das Gericht kann außer­

dem jederzeit d;e Art der Befragung beanstanden, um Belästigungen und Einsehüch­
[erungen zu vermeiden. 

Die vorgesehenen Schutzmaßnahmen gehen 7 .. T. weit über die in vielen nationalen 

Rechtsordnungen getroffenen Schutzvorkehrungen für Vergewaltigungsopfer hin­

aus. Allerdings finden sie ihre Grenze an den Rechten des Angeklagten . Eine 

persönLiche Gegenüberstellung bzw. eine Vernehmung durch die Verteidigung kann 

46 Letter from the Pem1anent Represcnt:ltivc of France (Q (he United Nations Addrcssed to [he Sccrctary-
Gel1\.'fal vom 10. Februar 1993 , Dok. SJ15.7!66, S. 30, 67· 

47 Tomu$ch:~t (Fo . 40), S. 68 1.; Oelll'rs-Frahm (rn . 36), S. 419; O'Brum (Fn. )6), S. 6~6. 
48 Tom:l sd1t1!. ebd.: Od/us-Frahm, cbd. 
49 Vgl. Entwurf eine.<; Gesetzes uber die Zusammenarbeit mit dem Intern;uionlJen Str3fgcrichljho[ für das 

chcmalig~ JugoslaWIen Ougos lawien-S[rJrge(ichtshof-GC'~ctz), BT-Drucksache I }/ S7 vom 
29· 11. 1994 · 

50 Vgl. nur Hol/weg (Fn. '2), 5.988. 
5' Vgl. Chl1lk,n (F". 5), S. ))7· 
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nicht ausgeschlossen werden, da der Angeklagte insbesondere das Recht hat, fragen 

an die Belastungszeugen zu stellen bzw. stellen zu lassen ." 
In di esem Punkt wird es nie eine für die Frau erträgliche Lösung geben, wiU man 
rechtS staatl iche Grundsätze nicht gänzlich über Bord werfen. Die Frau wird als 
Zeugin gebraucht, um erfolgreich gegen den Täter vorgehen zu können. Notwendig 
ist deshalb eine angemessene Bet reuung der Zeugin während des gesamten Verfah­
rens, so daß sie eine Gegenüberstellung mit dem Täter ohne größeren Schaden 
überstehen kann. 
Frag lich ist, ob die bei der Kan zlei des Gerichtshofs vorgesehene »A bteilung für 
Opfer und Zeugen«D den betroffenen Frauen die notwendige Betreuung zukommen 
lassen kann. Schon jetzt steht fest, daß wegen der angespannten finanziellen Situa­
tion des Gerichtshofs" nicht genügend Geldmittel für den Aufbau dieser besonde­

ren Einrichtung zur Verfügung stehen. 55 Abgesehen davo n wäre es vielleicht 
si nnvoller gewesen, keine eigene Behörde beim Gerichtshof vorzusehen, sondern die 
Möglichkeit zu schaffen, daß die Frauen während der Verfahren auf Kosten des 

Gerichtshofs weiter VOn ihren Thera peutinnen betreut werden . Eine solche - aller­
dings auch teurere - Lösung bätte den Vorteil, daß sie sich nicht erneut fremden 
Personen anvert rauen müßten. 

2. Zu den Beweisregeln 

Neben besonderen Schutzmaßnahmen enthält die Verfahrensordnung in Regel 94 
besondere Beweisregeln fü r Vergewaltigungsprozesse, die erhebliche Beweiserleich­

terungen vorsehen. Eine gena uere Analyse aber zeig t, daß die eingeführten Beweis­
erleichterungen in den abzuurteilenden Vergewaltigungsfällen kaum zum Tragen 
kommen werden und daher ihr Sinn in Frage gestellt werden muß. Angesichts der 
Tatsache, daß die Vergewaltigungen in einem Krieg zielgerichtet als Kriegswaffe ein­
gesetzt wurden, erscheinen die Regeln z. T. unan gemessen. Denn es werden Beweis­

erleichterungen für Fa llkonstellationen vorgesehen, die im Krieg ausgeschlossen 
sind, während die durch die Kriegssituation bedingten besonderen Beweisnöte der 

Frauen weitgehend ignoriert wurden. 
Unverständlich ist z. B. die Regelung hinsichtlich des Vorbringens des Angeklagten, 
die Frau habe ihre Einwi lligu ng gegeben. Dieses Verteid igungsmittel wird für zuläs­
sig erklärt, es sei denn, die Frau befand sich in bestimmten näher beschriebenen 
Zwangslagen .56 Warum hat man »Ein willigung« als Verreidigungsmittel nicht gänz­
lich ausgeschlossen ? Es ist davo n auszugehen, daß in diesem Krieg die Frauen wohl 
kaum aus freiem Willen mit ihren _Feinden « sexuellen Kontakt hatten. Nun aber 

werden viele Angeklagte allein aus prozeßtaktischen G ründen dieses Verteidigungs­
mittel einsetz.en und die Verfahren erheblich verzögern, obwohl in der Kriegssitua-

j 1 Art. 2 lAbs. 4 cl des StalutS. 

S} Regel J4 der Vt:rfahrcnso rdnung. 
54 Von den fur den Zwc:i-Jah res-ZCHr;1Um 1994/ 1995 veransch lagten p. Mio. US-$ hat die Gcncfalver­

$ammlung 1994 nur 11 Mio. US-$ fur das gesamte Jahr 1994 bewil ligt; der Generalsek retar h;'lt deshalb 
s~lßcrscus einen Trust-Fund eingl'nchteL, vgl. .. Der aktuelle Begriff .. der \"tjssenschaftlichen Dienste des 
Deutschen Bundestages vom 1 t . S- '994. 

55 Fr-.luenverb:J.ndc haben deshalb cfordl'n, daß ausreichend Gddtr bercitgc.:; telh werden. vgl. :t.. B. die 
Rcsol uuon der International Fc:..-dcra tion of \'\'omen Law)'ers (fIDA) vom 22.9. 1994, 3bgedruckt In : 

Aktuelle Inform.ltioncn des Deutschc'" Ju ristinnenbundes, Heft 4. 1994. S. 10. 
56 Regel 96 : .. In ca C$ of .scxu:tl asslulr: (iL) consem shall not be 3110wed as:'I defence ii lho:' vit:t im (3) has been 

subJccted [0 or thrC3lcned wlth or lias hOld reason ro f(,:l r vloltnce, duress, detention cr psychologic.al 
oppress ion , or (b) re:tsonably believed [hat Ir she did not submit anmher might be so subjeeted , thrcllC or 
put in (car ... 
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10 tion keine Fälle vorstellbar sind, in denen eine Frau ihre Einwilligung gegeben haben 
könnte. Die Frauen werden damit durch sich lang hinziehende Verfahren zusätzli­
chen enormen Belastungen ausgesetzt. 

Interessanterweise schloß noch die erste Fassung der Verfahrensordnung .. Einwilli­
gung« als Verteidigungsmittel ausdrücklich ausY Diese Regelung wurde also inzwi­
schen völlig umgekehrt. Zu groß waren wohl die Bedenken, die ursprüngliche 
Fassung könnte gegen rechtssraatliche Grundsätze verstoßen. Man muß sich fragen, 
ob nicht mit zweierlei Maß gemessen wird: Während man dem Angeklagten in den 
Vergewaltigungsfällen das VeNeidigungsmittei .. Einwilligung« nicht gänzlich neh­
men wollte, verweigert man ihm vollständig die Berufung auf das »Handeln auf 
Befehl «·8 - eine aus rechtsstaatlicher Sicht nicht unbedenkliche Regelung. Mit den 
gleichen Gründen oder Bedenken wie beim .. Handeln auf Befehl« hätte man auch in 

den Vcrgewaltitgungsprozessen die Berufung auf die .. Einwilligung« stets für unzu­
lässig erklären können . In beiden Konstellationen geht es um Möglichkeiten der 
Verteidigung für den Angeklagten. 
Bei der Frage der Einwil.ligung handelt es sich genau genommen um eine Frage des 
Tatbestandes und nicht um eine Beweisregel. Insoweit stimmt es besonders bedenk­

lich, daß diese Frage in der Verfahrensordnung geregelt ist, d. h. vom Richterkolle­
gium entschieden wurde und jederzeit - wie bereits geschehen - einstimmig geändert 
werden kann. 59 Eine solche Verfahrensweise entspricht e igentlich nicht unseren Vor­
stellungen von Gewaltenteilung; doch ist unklar, inwieweit das Prinzip der Gewal­
tenteilung im Völkerrecht überhaupt gilt· o In jedem Fall hätte es sich angeboten, die 

Verfahrensordnung bzw. Änderungen der Verfahrensordnung durch die Generalver­
sammlung oder zumindest durch den Sicherheitsrat genehmigen zu lassen. 

Fragen wirft auch die Regelung auf. daß früheres Sexualverhalten des Opfers als 
Beweismittel nicht zulässig ist.6• Diese Fassung legt den Schluß nahe, daß andere 
Umstände aus dem früheren Leben der Frau durchaus angeführt werden dürfen, um 

ihre Glaubwürdigkeit in Frage zu stellen wie z. B. früher eingereichte Klagen wegen 
Vergewaltigung oder sexuellen Mißbrauchs u. ä .. Dieses Ergebnis wäre absurd: In 
einem Krieg, in dem Vergewaltigung als Kriegswaffe eingesetzt wurde, kann die 
Glaubwürdigkeit der Frau ebensowenig an solchen Umständen festgemacht werden 
wie an ihrem früheren Sexualverhalten. Vielzusehr müssen die Frauen ihre eigene 

Ächtung in ihren Gesellschaften fürchten'" als daß sie einen Soldaten - auch wenn 
er in diesem Krieg ihr Feind ist - unberechtigt beschuldigen. Weitaus mehr Klarheit 
hätte eine Regelung geschaffen, die generell verbietet, bei der Beweiswürdigung Um­
stände aus dem früheren Leben der Frau heranzuziehen, bzw. wenigstens katalog­
artig weitere Fälle ausschließt') 

Der Kriegssituation ausreichend Rechnung trägt einzig die Regelung, daß in Ange­
legenheiten sexueller Nötigung eine Bestätigung der Aussage des Opfers nicht 
erforderlich ist. Mit dieser Regelung wollte man klarstellen, daß es - anders als m 

57 Die alte Fass ung lautete: .. Consem shall not b('_ allowed as .1 defence .... 
S8 Art·7 Abs ... des $ratms. 
59 Art. '5 des Sl.llU(S und Regel 6 der Vcrf:.hrensordnung. 
60 An StcUc des C ewahenceilungsgrund.s:Hzes tntt bei internationalen Organ isationen das von c1~ n Staaten 

gewolhe relaci ve GJeichgewlcht d cr Gc:: wallen, wie ~.~ sich Jeweils aus dem Gru.ndungsvcrtrag der Orga­
niSation ergibt , vgl. G Oll.elmflllll 1..U Art. 10[, Rdnr.4, in: Slmmll (HL~ ~ . ), Komment:tr z ur Ch.lrta der 
Vereinten Nationen. 199\. 

61 Regel 94 (iii): .. (P)nor scx ua..l conduct or che Vlctlm shall not b(' admitted in eVldence.« 
62 Dazu 3usfuhrlich MIfChko'U'sk" 111: Niedersachsisches Ministerium fur Bundes- und Europ:mngelegc n­

heilen (Hrsg.), Vergew31t1gct' Frauen Im ehemaligen Jugo:;hw,en, PodIumsdiskussion in der Vertretung 
d es L3ndc.s Nleders~u.:.h sen beim Bund in Bonn 3m 21. April '993. Dokumentation. S. 16. 

6} Eine enumerative Aufz.ahlung ware 2\Vl_r aus reclusna~dicher Sicht unbedenklicher, wurde aber u. U. 
nicht alle Falle erfassen. 
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vielen common law-Staaten keiner - zusätzlichen Beweise neben der Aussage der 
Frau bedarf. Das Gericht kann demnach seine Entscheidung allein auf die Aussage 
der Frau stützen. Damit wurde gesehen, daß die besondere Kriegssituation eine 
solche Beweiserleichterung fordert: Die Anklage hat kaum andere Möglichkeiten, 
die Aussage abzustützen. Eine vergewaltigte Frau wird z. B. nicht wie in Friedens­
zeiten die Möglichkeit gehabt haben, unmittelbar nach der Tat einen Arzt aufzusu­
chen. 

IV Schlußbewertung 

Die Aburteilung der Kriegsverbrechen an Frauen im Jugoslawienkrieg durch den 
Internationalen Strafgerichtshof wird viele juristische Probleme aufwerfen. Wieviel 
können wir angesichts dieser Probleme von dem Tribunal erwarten) Kann die gerade 
von Frauen geforderte »juristische Intervention« überhaupt ansatzweise gelingen? 
Oder sollte die Verfolgung der Massenvergewaltigungcn doch eher den nationalen 
Gerichten überlassen bleiben, wie es Wullweber in Heft zll993 der Kritischen J u­
stiz·' wegen ihrer grundsätzlichen Bedenken gegen ein Weltgericht vorgeschlagen 
hat? 
Der ad hoc-Gerichtshof in seiner .jetzigen Ausgestaltung ist ohne Zweifel eine Ver­
legenheitsantwort auf ein schon lang bekanntes Phänomen: Massenvergewaltigun­
gen und sexuelle Folter in Kriegszeiten sind keine neue Erscheinung, sondern Frauen 
waren schon immer im Krieg "die zweite Front«·' - im Zweiten Weltkrieg, im japa­

nisch-koreanischen Krieg '930-t940, im Unabhängigkeitsktieg Bangladeshs '971 
sowie im Golfktieg, um nur einige Beispiele aus der Vergangenheit zu nennen 66 Wie 
aber in den Genfer Konventionen zum Ausdruck kommt , ,,'urde dieses Phänomen 
im Völkerrecht nicht zur Kenntnis genommen. Diese Abkommen sehen Vergewalti­
gungen lediglich als Randerscheinungen von Kriegen. 
Dennoch ist die Errichtung des Gerichtshofs zu begrüßen. Seine Bedeutung liegt vor 
allem darin, daß er zur Entwicklung eines Völkerrechts beitragen kann, das die 
Rechte von Frauen im Krieg nicht mehr länger ignoriert. Was bislang von den vor­
wiegend männlichen Staatsvertretern versäumt wurde - nämlich die Verankerung 
eines nachhaltigen Schutzes von Frauen im Krieg in internationalen Konventionen-, 
kann durch die Urteile des Gerichtshofs erreicht werden. Fastenrath·' hat die Rolle 
der Rechtsprechung bei der Bildung von Völkerrecht ausführl.ich dargelegt. Die 
Spruchpraxis internationaler Gerichte besitzt eine Autorität, über die sich die Staa­
tenpraxis nicht so leicht hinwegsetzt. Das beste Beispiel liefern insoweit die heute 
noch umstrittenen Nürnberger Prozesse, deren Urteile dennoch immer wieder her­
angezogen werden. Angesichts dieser Bedeutung des Internationalen Strafgerichts­
hofs'8 ist es wichtig, daß die Verfahren gerade von Frauen kritisch beobachtet 
werden. 

64 5. '90' 1. 
65 Seifert, Die z.weite Front- Zur Logik sexueller Gewalt In Kriq;cn. S + F, Viel1tlj::'lhrcsschriJr fur Sicher­

hci[ und Frieden 1993. S. 6(;, 
66 Naher hicr7..u Seifert, ebd., mil weiceren ~;It:hwl·isen. 
67 F~stcnrach, Luckcn im Volkerrccht Zu Rechu;dI3rakter, Quellen, SYSlcn17.u s:1lllmcn.hallS, Mel.hoden­

lehre und Funktionen des Volkcrr~L.:ht:., 1991, S.lll H., 271 f. 
68 50 auch C"mkm (rn. 5). S. ))617. 
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